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Zeitschrift für den 
öffentlichen Dienst 
in Rheinland-Pfalz

Hochschule für öffentliche Verwaltung Rheinland-Pfalz (HöV)

Praxisnahes Studium für einen modernen Beruf
dbb zu Gast bei Direktorin Alice Schmidt

Zu einem zweistündigen Aus-
tausch trafen sich HöV-Direk-
torin Alice Schmidt, ihr Stell-
vertreter Dirk Roselt und die 
dbb Landeschefin Lilli Lenz am 
10. April 2025 in Mayen.

Zentrale Themen bildeten die 
Nachwuchsgewinnung im öf-
fentlichen Dienst, die Situation 
der Studierenden an der HöV 
sowie der Schülerinnen und 
Schüler an der Zentralen Ver-
waltungsschule (ZVS) – insbe-
sondere in Bezug auf Bezüge, 
Reisekosten und Wohnungs-
fürsorge – und die Situation der 
HöV/ZVS selbst. Gesprochen 
wurde auch über die beamten-
rechtliche Fortbildungsquali-
fizierung zum Aufstieg in den 
Laufbahngruppen, im Rahmen 
derer die HöV zentraler Anbie-
ter ist. Lilli Lenz warb für eine 
Entsprechung im Tarifangestell-
tenbereich/Seiteneinsteiger, da-
mit auch für diese Statusgruppe 
Attraktivitätsvorteile beruf-
lichen Fortkommens leichter 
nutzbar werden können.

Direktorin Schmidt verwies zur 
Lage der Einrichtung auf den in 
der Aufstellung befindlichen 
Hochschulentwicklungsplan 
und stellte die aktuellen Kenn-
zahlen vor. Eine Herausforde-
rung stelle am Standort Mayen 
auch die Raumkapazität dar. 
Hier gebe es Wechselwirkun-
gen: Digitale Lernangebote 
 verringerten den Raumdruck.

Hinsichtlich des zu vermitteln-
den Kompetenzprofils wurden 
die Bereiche Fach- und Metho-

denkompetenz sowie Digita-
lisierung und Selbstmanage-
ment betont. „Wir bilden die 
Verwaltung. Typisch anders!“ 
lautet der zugehörige Claim, 
vor dessen Hintergrund die 
 Einrichtung auf hohem Niveau 
Fachkenntnisse vermittelt.

 < „HIT“ am 14. Mai 2025

Nähere Informationen für Inte-
ressierte gibt es dazu beim all-
jährlichen Hochschulinforma­

tionstag HIT, in diesem Jahr am 
14. Mai 2025 in Mayen für den 
Studienbeginn Juli 2025.

Ein duales Studium an der 
Hochschule für öffentliche 
 Verwaltung Rheinland-Pfalz in 
Mayen bietet zahlreiche Vortei-
le und günstige Bedingungen:

1. Praxisnahe Ausbildung: Das 
Studium kombiniert 21 Mona-
te theoretische Ausbildung mit 
15 Monaten Praxiserfahrung, 
was eine grundlegende Berufs-
fertigkeit vermittelt.

2. Finanzielle Sicherheit: 
 Studierende erhalten vom ers-
ten Tag an ein Gehalt.

3. Kleine Studiengruppen: 
Der direkte Kontakt zwischen 
 Lehrenden und Lernenden 
 ermöglicht eine effektive 
 Wissensvermittlung.

4. Umfassende Betreuung: 
Eine intensive Studienberatung 
 unterstützt die Studierenden 
von Anfang an.

5. Moderne Ausstattung: 
Die Hochschule verfügt über 
elek tronische Tafeln in jedem 
Raum und bietet digitale 
 Lernplattformen.

6. Flexible Arbeitszeiten:  
Studierende können ihre 
 Arbeitszeiten teils im Rah-
men der Gleitzeitregelung 
gestalten.

7. Vielfältige Studiengänge: 
Es werden Studiengänge in 
Verwaltung, Verwaltungsbe-

triebswirtschaft und Verwal-
tungsinformatik angeboten.

Die Karrieremöglichkeiten nach 
dem Studium sind:

 • Beamtenlaufbahn im geho-
benen Dienst mit sehr guten 
Übernahmeperspektiven.

 • Einsatz in verschiedenen Be-
reichen der öffentlichen Ver-
waltung wie Personalwesen, 
Finanzmanagement oder IT.

 • Möglichkeit zur Speziali-
sierung, zum Beispiel in der 
Digitalisierung von Verwal-
tungsprozessen.

 • Arbeit in Kommunal- und 
Landesverwaltungen oder 
bei der Deutschen Renten-
versicherung.

Das duale Studium bietet 
 somit eine solide Grundlage 
für eine sichere und vielseitige 
Karriere im öffentlichen Dienst 
(https://hoev.rlp.de/).

 _

 < Lilli Lenz, Alice 
Schmidt und Dirk 
Roselt (von links).

©
 d

b
b

 r
lp

D
e

r 
ö

ff
e

n
tl

ic
h

e
 D

ie
n

st
 i

n
 R

h
e

in
la

n
d

­P
fa

lz

1

> durchblick | Mai 2025



 < Volker Geyer, stellvertretender dbb Bundesvorsitzender und Fach­
bereichsvorstand Tarifpolitik

Einkommensrunde TVöD 2025

Knoten ist geplatzt
Nach Schlichtung endlich ein Ergebnis

(db/dbb) Am 6. April 2025 war 
es nach erneut schwierigen 
Verhandlungen in der vierten 
Runde endlich so weit: Entlang 
der Einigungsempfehlung der 
paritätisch besetzten Schlich­
tungskommission einigten sich 
Arbeitgeber und Gewerkschaf­
ten auf einen Tarifabschluss für 
den öffentlichen Dienst bei 
Bund und Kommunen.

 < Kerninhalte der Einigung

Lineare Entgelterhöhungen

 • ab dem 1. April 2025 um 
3 Prozent

 • ab dem 1. Mai 2026 um wei­
tere 2,8 Prozent (Laufzeit 27 
Monate, bis 31. März 2027).

Soziale Komponente/ 
Mindestbetrag

110 Euro Mindestbetrag im 
ersten Erhöhungsschritt. Das 
führt zu einer überproportio­
nalen Erhöhung des Tabellen­
entgelts in Entgeltgruppen (EG) 
1 bis 5 sowie in EG 6 bis zur 
Stufe 5, in EG 7 bis zur Stufe 4, 
in EG 8 bis zur Stufe 3, in EG 9a 
bis zur Stufe 2 und in EG 9b 
Stufe 1. So kommen im ersten 
Schritt Erhöhungen von bis zu 
4,67 Prozent zustande.

Entgelt und Übernahme bei 
Auszubildenden

Die Vergütung der Auszubilden­
den, dual Studierenden, Prakti­
kantinnen und Praktikanten soll 
ebenfalls in zwei Schritten an­
steigen: ab dem 1. April 2025 
um 75 Euro und ab dem 1. Mai 
2026 um weitere 75 Euro.

Die Auszubildenden und dual 
Studierenden sollen bei be­
trieblichem Bedarf unbefristet 
übernommen werden, wenn 
sie mindestens mit der Note 

„befriedigend“ abgeschlossen 
haben.

Instrumente zur Entlastung 
der Beschäftigten

Ab dem Jahr 2027 soll es einen 
zusätzlichen Urlaubstag für 
alle Beschäftigten (inklusive 
Auszubildende) geben.

Die Jahressonderzahlung soll 
ab 2026 erhöht werden:

 • Bund: EG 1 bis 8: von 90 auf 
95 Prozent, EG 9a bis 12: von 
80 auf 90 Prozent, EG 13 bis 
15: von 60 auf 75 Prozent

 • VKA: 85 Prozent in allen EG, 
90 Prozent in den EG 1 bis 8 
in den Bereichen BT­K und 
BT­B

Es soll die Möglichkeit geben, 
diese Jahressonderzahlung 
(außer in Krankenhäusern, 
Pflege­ und Betreuungsein­
richtungen) in bis zu drei zu­
sätzliche freie Tage umzuwan­
deln. Für den Bereich der 
Krankenhäuser und Pflege­ 
und Betreuungseinrichtungen 
soll als Ausgleich für die feh­
lende Umwandlungsmöglich­
keit die Jahressonderzahlung 
in den EG 1 bis 8 auf 90 Pro­
zent erhöht werden.

Die Zulage für ständige 
Schichtarbeit soll ab dem 1. Juli 
2025 von 40 Euro auf 100 Euro 
monatlich erhöht werden. Die 
Zulage für ständige Wechsel­
schichtarbeit soll von 105 Euro 
auf 200 Euro steigen, im Be­
reich der Krankenhäuser, Pfle­
ge­ und Betreuungseinrichtun­
gen von 155 Euro auf 250 Euro. 
Die Stundensätze für nicht 
ständige Schicht­ und Wechsel­
schichtarbeit sollen entspre­
chend erhöht werden. Ab dem 
Jahr 2027 sollen diese Zulagen 
dynamisiert werden.

Mehr Arbeitszeitsouveränität

Auf betrieblicher Ebene soll 
durch Betriebs­ oder Dienstver­
einbarung ein Langzeitkonto 
vereinbart werden können. Das 
eingebrachte Wertguthaben 
soll zum Beispiel für Sabbati­
cals, eine Verringerung der 
 Arbeitszeit, Freistellungen für 
Kinderbetreuungen und Pflege 
verwendet werden können.

Die Regelungen zur Gleitzeit 
sollen zukünftig genauer ge­
fasst und eine Kappung von 
Stunden vermieden werden. 
Wenn ein Langzeitkonto ein­
gerichtet ist, soll auch eine 
Übertragung von Plusstunden 
auf dieses Konto erfolgen kön­
nen. Künftig sollen auch Über­
stunden angeordnet werden, 
um die Kappung zu vermei­
den.

Beschäftigte und Arbeitgeber 
können – für beide Seiten frei­
willig – vereinbaren, dass ab 
dem Jahr 2026 die wöchent­
liche Arbeitszeit auf bis zu 
42 Stunden erhöht wird. Das 
kann für einen Zeitraum von 
bis zu 18 Monaten vereinbart 
werden. Die Beschäftigten er­
halten dann das entsprechend 
erhöhte Entgelt, entsprechend 
erhöhte sonstige Entgeltbe­
standteile und einen Zuschlag 
für jede Erhöhungsstunde. Der 
Zuschlag beträgt: in den EG 1 
bis 9b: 25 Prozent, in den EG 9c 
bis 15: 10 Prozent des Tabellen­
entgelts der Stufe 3 der jeweili­
gen EG.

 < Lilli Lenz: annehmbarer 
Kompromiss

„Die Gesamtbewertung des 
komplexen Schlichterspruchs 
haben wir uns beim dbb nicht 
leicht gemacht. Trotz der am 
Ende großen Zustimmung war 
die Diskussion kontrovers. Sehr 
verärgert hat uns die Verwei­
gerungshaltung von Bund und 
kommunalen Arbeitgebern so­
wie deren Unwille, gestalten zu 
wollen. Das Ergebnis ist ein an­
nehmbarer, schwer erarbeite­
ter Kompromiss“, so die dbb 
Landeschefin Lilli Lenz.

 < Volker Geyer: wichtige 
Fortschritte im Detail

„Meist fangen bei den Details ja 
die Pro bleme an. Beim Ergebnis 
heute ist es umgekehrt: Sehr 
wichtige Fortschritte stecken 
genau in diesen Details“, kom­
mentierte dbb Verhandlungs­
führer Volker Geyer die Einigung 
mit Bund und Kommunen in 
Potsdam. „Es ist zentral, dass 
die von uns geforderten Kompo­
nenten lineare Erhöhung, sozia­
le Komponente, Arbeitszeitsou­
veränität und Entlastung Teil 
des Abschlusses sind. In dieser 
Einigung kann sich jede und je­
der wiederfinden.“ Gleichzeitig 
gelte aber auch, dass ein zu­
kunftsweisenderes Ergebnis 
sinnvoll gewesen wäre, so der 
dbb Vize. „Aber leider mussten 
wir Bund und Kommunen jeden 
Cent, jede Minute und jeden 
noch so kleinen Fortschritt un­
endlich mühsam abringen. Zu 
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dbb arbeitnehmervertretung rheinland-pfalz

Frühjahrssitzung in Mainz
Topthema TVöD-Einkommensrunde/Besuch von der Unfallkasse Rheinland-Pfalz

Am Nachmittag des 31. März 
2025 trafen sich die Mitglieder 
der dbb arbeitnehmervertre-
tung rheinland-pfalz unter der 
Leitung des stellvertretenden 
dbb Landesvorsitzenden Peter 
Mertens im sonnigen Mainz 
zur turnusmäßigen Frühjahrs-
sitzung.

Damals lag bereits die Eini-
gungsempfehlung der Schlich-
tungskommission für die Tarif-
verhandlungen im öffentlichen 
Dienst bei den Kommunen und 
dem Bund vor (TVöD), die 
 umgehend im Gremium einge-
hend diskutiert wurde. Die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer 

rangen sich durch zu einer mo-
deraten Bewertung des Kom-
promissvorschlags, denn er lag 
im Detail nah an gewerkschaft-
lich intern bereits zuvor disku-
tierten Vermittlungsauswegen 
aus der erstarrten dritten Ver-
handlungsrunde. So gab das 
Gremium dem Tarifvertreter 
und Bundestarifkommissions-
mitglied Peter Mertens das 
grundsätzliche Mandat zur 
 Zustimmung mit auf den Weg 
nach Potsdam, wo am 5. und 
6. April 2025 entscheidend 
 verhandelt wurde.

Detailinformationen zur 
 Einkommensrunde TVöD fin-

den sich im Netz unter  
www.dbb.de.

 < Gesund. Sicher.  
Gemeinsam.

Eingeladen zu einem Fachvor-
trag zum Thema „Gewalt und 
Notfälle bei der Arbeit“ war die 
Unfallkasse Rheinland-Pfalz.

Geschäftsführer Dr. Christoph 
Heidrich beehrte das Gremium 
in diesem Rahmen und infor-
mierte zunächst über die Un-
fallkasse als Dienstleister und 
Berufsgenossenschaft. Unter 
dem Titel „Gesund. Sicher. Ge-
meinsam“ referierte sodann 

die Dozentin Lorena Gleichauf 
aus dem Bereich Gefähr-
dungsbeurteilung, Psychische 
Belastung, Psychische Ge-
sundheit zum Thema Gewalt-
prävention. Dabei ging es um 
das Aufzeigen von Möglich-
keiten der Unterstützung 
durch die Dienststellen und 
die Unfallkasse anhand prak-
tischer Beispiele und Schu-
lungshinweise.

Ein Bericht zur sonstigen Lage 
mit Aussprache sowie Infor-
mationen aus den Mitglieds-
verbänden rundeten die 
 Sitzung in Mainz ab. 
 _

 < dbb arbeitnehmervertretung rheinland-pfalz am 31. März 2025 in Mainz.
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keinem Zeitpunkt war bei den 
Arbeitgebenden erkennbar, dass 
sie Zukunft gestalten wollen.“

Mit Blick auf die nächsten Jahre 
prognostizierte Geyer, dass die 
Tarifauseinandersetzungen 
langwieriger und härter werden 
würden: „Der öffentliche Dienst 
muss generell attraktiver wer-
den. Aktuell fehlen 570 000 Be-
schäftigte. In den nächsten 
zehn Jahren geht ein weiteres 
Drittel der Kolleginnen und Kol-

legen in den Ruhestand. Um 
diesen extremen Aderlass zu 
kompensieren, müssen sich die 
Bezahl- und Arbeitsbedingun-
gen weiter deutlich verbessern, 
sonst sehen wir auf dem Ar-
beitsmarkt bald endgültig alt 
aus.“ Abschließend forderte 
 Geyer die zeit- und inhalts-
gleiche sowie systemgerechte 
Übernahme des Tarifergebnis-
ses auf den Beamtenbereich: 
„Wir werden dazu unverzüglich 
das Gespräch mit dem Bundes-

tag und der neuen Bundesregie-
rung aufnehmen.“

 < Verantwortungs­
bewusster Abschluss

Andreas Hemsing, komba Bun-
deschef und Vorsitzender der 
dbb Bundestarifkommission 
(BTK), begründete die Annahme 
des Tarifkompromisses. „Die 
Themen ‚Entlastung‘ und ‚At-
traktivität‘ werden nicht mehr 
von der Potsdamer Tagesord-

nung verschwinden. Wir wer-
den in gut zwei Jahren genau 
da weitermachen, wo sich Bund 
und Kommunen heute noch 
verweigert haben. Die Tarif-
politik der nächsten Jahre müs-
sen wir uns als Langstrecken-
lauf mit zahlreichen Hürden 
vorstellen.“ Letztlich schloss 
sich die BTK der Auffassung an, 
dass der Abschluss gerade in 
der Vielzahl seiner Komponen-
ten für die Beschäftigten wert-
haltige Fortschritte bietet.

 _
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